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bedarf für alle Gemeinden, in ein Entwicklungskontingent für 9 privilegierte Ortslagen in 7 Ge­

meinden sowie in ein Kontingent, über das in begründeten Einzelfällen entschieden werden kann. 

Parallel dazu soll im Rahmen eines jährlichen Monitorings die Realentwicklung beobachtet wer­

den, um zeitnah etwaige Anpassungsbedarfe zu erkennen. 

Der vorgelegte Fortschreibungsentwurf wurde am 04.12.2017 durch alle anwesenden Bürger­

meisterinnen und Bürgermeister der Umlandkommunen vorbehaltlich der Zustimmung der Ge­

meindevertretungen bestätigt. Durch den Vertreter der Hanse- und Universitätsstadt Rostock 

wurden die Inhalte der Fortschreibung ebenfalls im Grundsatz bestätigt (Höhe der Wohnbaukon­

tingente in den Umlandkommunen und Zentralen Orten bis 2025), wobei darauf hingewiesen 

wurde, dass die Zustimmung voraussichtlich unter den Vorbehalt von Ausgleichsleistungen zwi­

schen Umlandkommunen und Kernstadt gestellt werden wird. Es wurde vereinbart, dass bis Ende 

März alle Kommunen des SUR ihre kommunalen Beschlussfassungen (Gemeindevertretung, Bür­

gerschaft) beim Amt für Raumordnung und Landesplanung Region Rostock einreichen. Positive 

Gemeindebeschlüsse liegen mittlerweile aus allen Umlandkommunen vor. 

Handlungserfordernis 

Sollte die Kernstadt Rostock dem Stadt-Umland-Konzept nur mit dem Vorbehalt von Ausgleichs­

leistungen zustimmen, kann das Konzept so nicht in Kraft gesetzt und angewandt werden, da es 

dann jeweils von bilateralen Verhandlungsergebnissen zu Ausgleichsmaßnahmen planender Ge­

meinden für die Hanse- und Universitätsstadt Rostock abhängen wird. Der Konflikt kann im Rah­

men der Stadt-Umland-Abstimmungen auch nicht mit raumordnerischen Mitteln gelöst werden. 

Aufgrund des nachweislich hohen Wohnraumbedarfes im Wirtschaftsraum Rostock wird den 

Mitgliedern der Verbandsversammlung daher eine möglichst schlanke Fortschreibung des RREP 

im Kapitel Stadt-Umland-Raum vorgeschlagen, um regionale Handlungsfähigkeit wieder herzu­

stellen und einen Teil des Wohnraumbedarfs in den Umlandkommunen (hier insbesondere im 

Segment des freistehenden Einfamilienhauses) decken zu können. 

Zum Beschlussantrag liegt den Verbandsvertretern der erste Entwurf zur Neufassung des RREP­

Kapitels 3.1.2 (Anlage 5.2) vor. Auf der Grundlage eines in dieser Form fortgeschriebenen RREP 

kann der oben erwähnte Entwurf zur Fortschreibung des Stadt-Umland-Rahmenplans vom De­

zember 2017 durch das Amt für Raumordnung bei der Beurteilung kommunaler Wohnbaupla­

nungen im Stadt-Umland-Raum zu Grunde gelegt werden. 
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